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Weiteres Besoldungsgespräch mit der Landesregierung 

Übertragung des Tarifergebnisses wird umgesetzt
Nachdem die 1:1-Übertragung des 
Tarifergebnisses für den öffentlichen 
Dienst auf den Beamtenbereich von der 
Landesregierung bereits im Dezember 
des vergangenen Jahres beschlossen 
wurde, verständigten sich Ministerprä-
sident Hendrik Wüst, die stellvertreten-
de Ministerpräsidentin Mona Neubaur, 
Minister der Finanzen, Dr. Marcus 
Optendrenk, sowie Minister und Chef 
der Staatskanzlei, Nathanael Liminski, 
in einer weiteren Gesprächsrunde mit 
Vertretern von DBB, DGB und DRB so-
wie weiterer Gewerkschaften über die 
nächsten Umsetzungsschritte.

Im Fokus der Gespräche stand 
dabei insbesondere die geplan-
te Anhebung der Grundgehäl-
ter für Beamtinnen und Beam-
te sowie Richterinnen und 
Richter zum 1. November 2024 
um 200 Euro sowie die weitere 
Anhebung der Besoldung um 
5,5 Prozent (insb. Grundgehäl-
ter, dynamisierte Zulagen, Fa-
milienzuschlag) zum 1. Februar 
2025. Versorgungsempfänger 
sollen eine entsprechende 
Erhöhung ihrer Versorgungs
bezüge in Abhängigkeit ihres 
jeweils maßgeblichen Ruhege-
halts- und Anteilssatzes erhal-
ten. Die Landesregierung wird 
hierzu nun ein Besoldungsan-
passungsgesetz erarbeiten und 
im Anschluss in den Landtag 

einbringen. Weitere Themen, 
wie z. B. das Jobrad, sollen noch 
mit den Verbänden erörtert 
werden.

Ministerpräsident Hendrik 
Wüst: „Die Landesregierung 
hält Wort. Wir übertragen den 
Tarifabschluss für die Ange-
stellten 1:1 auf unsere Beam-
ten und Richter. Den ersten 
Umsetzungsschritt sind wir 
mit der Gewährung von Son-
derzahlungen zur Abmilderung 
der gestiegenen Verbraucher-
preise bereits gegangen. Wir 
haben nun auch einen Konsens 
über den zweiten Umsetzungs
schritt, die Erhöhung der 
Grundgehälter, Seite 2 von 5, 
erzielt. Gemeinsam arbeiten 

wir weiterhin daran, dass der 
öffentliche Dienst stark und 
handlungsfähig bleibt.“

Mona Neubaur, stellvertre
tende Ministerpräsidentin:  
„In Zeiten hoher Inflation und 
steigender Kosten war der Ab-
schluss im vergangenen Jahr 
richtig und notwendig. Das gilt 
umso mehr in wirtschaftlich 
herausfordernden Zeiten, in 
denen auch der öffentliche 
Dienst nach Fachkräften sucht 
und viele Stellen offenbleiben. 
Erste Entlastungen hat das 
Land zügig bereitgestellt und 
nun legen wir gemeinsam 
mit den Gewerkschaften die 
Grundlagen, um die weiteren 
Verabredungen rechtssicher 

umzusetzen. Das ist ein ver-
antwortungsvolles und kon
struktives Miteinander zum 
Wohle der Landesbediensteten 
und des öffentlichen Haushal-
tes. Neben finanziellen Anrei-
zen will das Land aber auch 
durch weitere Angebote wie 
Jobbikes oder vergünstigte 
Sportangebote attraktive Ar-
beitsbedingungen schaffen.“

Minister der Finanzen, Dr. Mar-
cus Optendrenk: „Die Landes-
bediensteten können sich auf 
das Land Nordrhein-Westfalen 
verlassen. Wir haben nicht nur 
den ersten Teil der steuerfreien 
Sonderzahlungen als eines der 
ersten Länder überwiesen, 
sondern bringen nun auch die 

Delegation des DBB NRW in der Staatskanzlei: Stefan Behlau, 
Roland Staude, Frank Meyers, Manfred Lehmann (von links)

sie reichte von der Regulierung 
der internationalen Rheinschiff-
fahrt bis zur Unterbindung des 
Sklavenhandels. 

Im Mittelpunkt standen jedoch 
die Bemühungen, eine politische 
und territoriale Ordnung für 
Europa und vor allem Mittel-
europa, also die deutschen 
Staaten, zu finden. Die „souve-
ränen Fürsten und freien Städte 
Deutschlands“ mit Einschluss 
des Kaisers von Österreich und 
der Könige von Preußen, von 
Dänemark und der Niederlande 
einigten sich schließlich auf 
die Errichtung des Deutschen 
Bundes. 

Hierbei handelte es sich um 
einen Staatenbund, der für Si-
cherheit nach außen und innen 
sorgen sollte. Der Bundeszweck 
war damit sehr eingeschränkt. 
Es war beispielsweise nicht die 
Aufgabe des Bundes, Rechts-
verhältnisse zu vereinheitli-
chen oder einen gemeinsamen 
Wirtschaftsraum zu schaffen. 
Grundlage für das Bundesrecht 
waren vor allem die Bundes-
akte von 1815 und die Wiener 
Schlussakte von 1820. Zusam-
men bildeten sie die eigentliche 
Bundesverfassung. 

Für wesentliche Veränderungen 
des Bundes war Einstimmig-
keit vonnöten. Das wichtigste 
Bundesorgan, der Bundestag, 
war, anders als heute, nur ein 
Gesandtenkongress der Einzel-
staaten. Es gab somit keine 
bundesstaatliche Regierung, 
kein Parlament, kein Gericht 
und somit auch keine Gewalten-
teilung. Eine Weiterentwicklung 
dieses Bundes in diese Richtung 
war nicht vorgesehen, denn die 
größten Mitglieder (vor allem 
Österreich, Preußen und Bayern) 
hatten kein Interesse an einer 
Bundesreform. Für sie diente der 
Deutsche Bund in erster Linie 
zur Unterdrückung nationaler, 
liberaler und demokratischer 
Bestrebungen. Die im Artikel 13 
der Bundesakte versprochenen 
landesständischen Verfassun-
gen wurden nur zögerlich oder 
gar nicht erlassen.

Studentenbewegung 
für die deutsche Einheit

Die Studenten der Universität 
Jena, bis dahin in den tradi-
tionellen Landsmannschaften 
organisiert, gründeten 1815 
die Urburschenschaft, um die 

deutsche Einheit und vor allem 
die „Tugenden der Nation“ an 
der Universität vorzuleben. Viele 
von ihnen hatten in den Be-
freiungskriegen im Lützowschen 
Freikorps oder als Freiwillige Jä-
ger gedient. Nach dem gemein-
samen Kampf gründeten Teile 
der zurückkehrenden Studenten 
Burschenschaften, da sie sich 
dem Ziel „Freiheit und Selbstän-
digkeit des Vaterlandes“ ver-
pflichtet fühlten und die nach 
regionalem Herkunftsgebiet 
gewachsenen Landsmannschaf-
ten als nicht mehr zeitgemäß 
ansahen.

Zu Pfingsten 1817 hatten Urbur-
schenschafter der Universitäten 
Jena und Halle auf einem Treffen 
in Naumburg beschlossen, an-
lässlich des 300. Jahrestages des 
Thesenanschlags Martin Luthers 
am 31. Oktober 1517 und im 
Gedenken an die Völkerschlacht 
bei Leipzig 1813 Studenten aller 
deutschen Universitäten zum 
18. Oktober 1817 nach Thürin-
gen auf die Wartburg zu einem 
„Nationalfest“ einzuladen. Am 
11. August 1817 ergingen aus 
Jena Einladungsschreiben an 
Burschenschaften und Lands-
mannschaften der Universitäten 
Berlin, Breslau, Erlangen, Gießen, 
Göttingen, Greifswald, Heidel-
berg, Kiel, Königsberg, Leipzig, 
Marburg, Rostock und Tübingen. 
Rund 500 Studenten und einige 
Professoren von dreizehn Uni-
versitäten kamen nach Eisenach, 
womit ungefähr jeder zwan-
zigste deutsche Student an der 
Veranstaltung teilnahm. Mehr 
als die Hälfte der Teilnehmer 
studierte Rechtswissenschaften 
oder Theologie, 50 Prozent ka-
men aus Beamtenfamilien. Die 
Veranstaltung wurde zu einer 
Protestkundgebung gegen re-
aktionäre Politik, Kleinstaaterei 
und für einen Nationalstaat mit 
einer eigenen Verfassung. Unter 
dem Wahlspruch „Ehre, Freiheit, 
Vaterland“ wurden im Rittersaal 
der Wartburg zunächst Reden 
gehalten. Im Anschluss an das 
Bankett zogen die Studenten 
und Professoren in einem 
Fackelzug auf den Wartenberg 
ganz in der Nähe, wo bereits in 
Gedenken an die Völkerschlacht 
Siegesfeuer entzündet worden 
waren. 

Dort kam es zur Verbrennung 
von Gegenständen, die den 
Obrigkeitsstaat symbolisieren, 
etwa ein Uniformrock und ein 
Korporalstock. Bei der ins Feuer 

In diesem Jahr begehen wir in 
Deutschland gleich drei Verfas-
sungsjubiläen. Auch wenn der 
75. Jahrestag der Verkündung 
des Grundgesetzes der Bundes-
republik Deutschland am 23. 
Mai 1949 überwiegend im Fo-
kus der Aufmerksamkeit steht, 
feiern wir mit dem 14. August 
1919 den 105. Jahrestag der 
Verkündung seines demokrati-
schen Vorläufers, der Weimarer 
Reichsverfassung. Wesentliche 
Grundlagen für beide Verfas-
sungsentwürfe wurden jedoch 
bereits vom ersten deutschen 
Nationalparlament, der Deut-
schen Nationalversammlung, 
am 27. März 1849 verabschie-
det. Offenbar war diese Ver-
fassung zu modern für ihre Zeit, 
weshalb sie leider keine Chance 
hatte. Wie kam es jedoch zu 
dieser Verfassung und warum 
scheiterte mit ihr damals auch 
ein deutscher Nationalstaat?

Modernisierung durch 
Industrialisierung

Die Französische Revolution 
brachte ab 1789 auch in die 
überwiegend landwirtschaft-
lich geprägten 300 deutschen 
(Klein-) Staaten, mit eigenen 
Währungen, Gewichten, Längen-
maßen und Zollgrenzen, einen 
Schub der Modernisierung. 
In den von Napoleon besetz-
ten Gebieten des deutschen 
Westens führte der „Code Civil“ 
die Gleichheit der Bürger vor 
dem Gesetz ein, die Verwaltung 
wurde verbessert und Haus-
nummern eingeführt. Dies 
strahlte auf die übrigen Gebiete 
Deutschlands aus. 

Ab 1800 wurde die Leibeigen-
schaft in den deutschen Staaten 
abgeschafft (Bauernbefreiung). 
Die einsetzende Industrialisie-
rung beeinflusste zunehmend 
die Lebensverhältnisse der 
Bevölkerung. Das aufstrebende 
Bürgertum konnte sich Bildung 
leisten. Besser gestellte Bürger 
schickten ihren Nachwuchs auf 
Gymnasien und Universitäten. 
Fortschreitende Ausprägung 
berufsfachlicher Anforderungen 
verbesserte zunehmend auch 
die Bildung für das weniger be-
güterte Bürgertum.

Befreiungskriege prägen 
Nationalbewusstsein

Viele Studenten nahmen an 
den Befreiungskriegen gegen 
Napoleon teil. Sie traten hierfür 
in Freikorps ein. Anstatt auf den 
König oder Fürsten schworen 
die Kämpfer der Freikorps ihren 
Eid auf das Vaterland. Eines 
der bekanntesten Freiwilligen-
verbände war das Lützowsche 
Freikorps, welches von Major 
Ludwig Adolf Wilhelm von 
Lützow 1813 errichtet und 1814 
als Infanterie-Regiment in die 
preußischen Linientruppen 
übernommen wurde. Obwohl 
das Freikorps im Krieg gegen 
Napoleon eher glücklos war, 
entwickelte es aufgrund seiner 
Zusammensetzung aus Frei-
willigen fast aller deutscher 
Staaten eine hohe Symbolkraft 
für die späteren Bestrebungen 
zur Errichtung eines deutschen 
Nationalstaates. 

Von seinen Uniformfarben 
(schwarzes Tuch, rote Paspeln, 
goldfarbene Knöpfe) leiten sich 
die deutschen Nationalfarben 
Schwarz-Rot-Gold her. Wobei 
die Uniform der Soldaten an-
fänglich, wohl mangels Geldes, 
aus schwarz eingefärbter Zivil-
kleidung bestand. 

Ausgehend von dieser Unifor-
mierung, wurden die deutschen 
Nationalfarben symbolisch 
aufgeladen: Das Schwarz stehe 
für die Finsternis der napoleoni-
schen Besatzungszeit, das Rot

stehe für das Blut, welches im 
Kampf um die Freiheit ver-
gossen wird, das Gold für die 
Morgenröte am Horizont und 
die goldene Zukunft.

Nach Napoleons Niederlage zur 
Völkerschlacht bei Leipzig am 

18. Oktober 1813 und dem 
Ende der Befreiungskriege 
hegten viele Deutsche die 
Hoffnung auf eine Erneuerung 
der Reichseinheit, die sich 
nach dem Wiener Kongress 
1815 allerdings als Illusion 
erwies. Nachdem am 23. April 
1814 ein Waffenstillstand 
mit Frankreich vereinbart 
worden war, wurde am 30. 
Mai 1814 der Friedensvertrag 
unterzeichnet und zugleich 
entschieden, dass die am Krieg 
beteiligten Mächte innerhalb 
von zwei Monaten Delegierte 
nach Wien entsenden, um die 
Details der künftigen Friedens-
ordnung zu klären.

Unter maßgeblichem Einfluss 
des österreichischen Ministers 
Clemens Fürst von Metternich 
verhandelten vom Oktober 
1814 bis Juni 1815 die Vertre-
ter der europäischen Mächte 
in Wien um eine künftige Frie-
densordnung. Das landläufige

Bild des „tanzenden Kongres-
ses“ wird den Bemühungen 
der Delegierten insoweit nicht 
gerecht, als diese eben nicht 
nur zu Geselligkeiten, sondern 
vor allem zu vielen Arbeits-
sitzungen zusammenkamen. 
Die Agenda war umfangreich, 

geworfenen 
Literatur han-
delte es sich 
um Werke, die 
sich für die 
Kleinstaaterei 
und gegen ei-
nen deutschen
Nationalstaat 
aussprechen 
oder den An-
wesenden 
schlicht zu 
frankreichfreundlich sind. 

Im Nachgang des Wartburg-
festes wurden die geäußer-
ten Gedanken dann in einem 
Programm zusammengefasst. 
Die 35 Grundsätze und 12 Be-
schlüsse enthalten konkrete 
Forderungen nach der Einheit 
Deutschlands, der Einführung 
gewählter Volksvertretungen 
und einer konstitutionellen 
Monarchie sowie wesentliche 
Grundrechte, wie persönliche 
Freiheit, Gleichheit vor dem 
Gesetz, ordentliche Gerichts-
barkeit, Rede- und Pressefrei-
heit. Die Obrigkeit ist entspre-
chend alarmiert und intensi-
viert in der Folge ihre 
Überwachungsbemü-
hungen an den deut-
schen Universitäten.

Politischer Rückschritt 
erhöht Reformdruck

In politischer Hinsicht 
war die Nachkriegszeit, 
vor allem der soge-
nannte „Vormärz“ 
ab 1830, durch das 
Aufkommen von Na-
tionalismus, Liberalis-
mus und Sozialismus 
sowie durch die dage-
gen gerichtete restau-
rative Politik der Ver-
folgung und Unter-
drückung geprägt. 

Stärkste Bastion der 
Restauration, der 
Wiederherstellung 
der alten Mächte, 
war die sogenannte Hei-
lige Allianz aus Preußen, Russ-
land und Österreich. Nach des-
sen Staatskanzler und Außen-
minister wird diese Epoche, 
bezogen auf die gesamteuro-
päische Geschichte, auch als 
Ära Metternich bezeichnet. 

Das wesentliche wirtschaftliche 
Merkmal des Vormärz war die 
fortschreitende Industriali-
sierung.  Der Übergang vom 

Schwarz, Rot, Gold 
und die ersten Grundrechte

175 Jahre erste gesamtdeutsche Verfassung

Die Ereignisse aus Sicht der Karikatur:

1. Der britische Premier William Pitt in  
     Regimentsuniform und Napoleon 
     teilen sich die Welt auf (1805).
2. Napoleon bekommt die Nuss „Leipzig“ 
     nicht zu knacken (1813).
3. Herausbildung eines Stereotyps: Der 
     biedere und behäbige „Deutsche 
     Michel“ wird erweckt (1842).
4. Lichten eines Hochwaldes - Gründung 
     des Deutschen Zollvereins und nieder-
     ringen der innerdeutschen Zollgrenzen 
     (1834).

Aufzug der Studenten auf die Wartburg in Thüringen 1817

Neue Zeitungen stehen für Freiheit 

und das neue Nationalbewusstsein
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weiteren Besoldungserhöhun-
gen zeitnah auf den Weg. So 
stellen wir auch in Zeiten 
knapper öffentlicher Kassen 
eine faire und konkurrenz
fähige Bezahlung sicher.  
Im Gesamtpaket bleibt der 
öffentliche Dienst in Nord-
rhein-Westfalen damit auch  
in Zukunft ein attraktiver Ar-
beitgeber.“

Roland Staude (1. Vorsitzender 
des DBB NRW): „Mit der 1:1- 
Übertragung hat die Landesre-
gierung Wort gehalten und zu-
gleich ihre Wertschätzung ge-
genüber den Beamtinnen und 
Beamten sowie Versorgungs-
empfängerinnen und -empfän-
gern ausgedrückt. Gleichwohl 
ist weiterhin zu klären, wie die 
Attraktivität des öffentlichen 
Dienstes in NRW gesteigert 
werden soll. Hierzu wurden 
mit der Landesregierung wei-
tere Gespräche vereinbart.“

Frank Meyers (stellv. Landes-
vorsitzender der komba ge-
werkschaft nrw): „Das Positive 
vorneweg: Die Besoldung und 

Versorgung steigen, wie von 
Ministerpräsident Wüst ver-
sprochen, 1:1 zum letzten Ta-
rifergebnis der Länder. Damit 
verbunden ist die Zusage, dass 
die Widerspruchsverfahren für 
2024 ausgesetzt werden sol-
len. Nun gilt es, den Gesetzes-
entwurf abzuwarten!“

Manfred Lehmann (Vorsitzen-
der der DSTG NRW): „Faire Ge-
spräche mit einem guten Er-
gebnis. Gute Voraussetzungen 
für die anstehenden weiteren 
Diskussionen um Dienstrecht 
und Besoldungsreform.“

Stefan Behlau (Vorsitzender 
des VBE NRW): „Die Kollegin-
nen und Kollegen gewähr
leisten jeden Tag in heraus
fordernden Zeiten unsere 
Sicherheit, Versorgung, Ver-
waltung und die Bildung un-
serer Kinder und Jugendli-
chen. Deshalb war es richtig 
und wichtig, dass die Landes-
regierung Wort gehalten hat 
und das Tarifergebnis auf die 
Beamtinnen und Beamten 
überträgt. Jetzt gilt’s, die 

Attraktivierung des öffentli-
chen Dienstes weiter voranzu-
bringen, um junge Menschen 
für seine vielfältigen Berufs-
felder zu begeistern.“

Die weiteren Regelungen se-
hen zum 1. November 2024 
eine Erhöhung der Anwärter-
grundbeträge und der Unter-
haltsbeihilfen (z. B. für Rechts-
referendare) um 100 Euro 
sowie eine Erhöhung der 
dynamisierten Zulagen um 
4,76 Prozent und zum 1. Feb-
ruar 2025 eine Erhöhung der 
Anwärtergrundbeträge und 
Unterhaltsbeihilfen um 
50 Euro vor. 

Der infolge der Entscheidung 
für eine 1:1-Übertragung in ei-
nem ersten Schritt bereits in 
den Landtag eingebrachte Ge-
setzentwurf zur Übertragung 
des TV Inflationsausgleich wur-
de inzwischen in zweiter Le-
sung abschließend beraten. Er 
sieht über die tarifvertraglichen 
Regelungen hinausgehend die 
Gewährung von Sonderzahlun-
gen auch an Versorgungsemp-

fänger vor. Auf Landesebene 
wurde die einmalige Sonder-
zahlung für das Jahr 2023 be-
reits Ende Januar abschlagswei-
se ausgezahlt. Die monatlichen 
Sonderzahlungen sollen mit 
den Mai-Bezügen aufgenom-
men und zugleich ab Januar 
2024 nachgezahlt werden.

Darüber hinaus wurden zwi-
schen der Landesregierung und 
den Gewerkschaften weitere 
Gespräche über Detailfragen 
zur zukünftigen Besoldung und 
Versorgung vereinbart.� MM

Interview Simon Rock MdL
Der Politiker Simon Rock ist seit 2022 Mitglied der 
Fraktion „Bündnis 90/Die Grünen“ im Landtag 
NRW und dort unter anderem Sprecher im Land-
tagsausschuss Haushalt und Finanzen. Das DBB 
NRW Magazin traf den 35-jährigen Familienvater 
zum Interview in der Geschäftsstelle des DBB NRW.

NRW Magazin: Der öffentliche 
Dienst leidet unter fehlender 
Attraktivität und zunehmen-
dem Krankenstand. Über 
26 000 Stellen können derzeit 
nicht besetzt werden. Die 
Beschäftigten klagen über Ar-
beitsverdichtung und vertre-
tungsbedingte Arbeitsüber
lastung durch den hohen 
Krankenstand oder die Pensio-
nierung von Kollegen. Zugleich 
nehmen die Stressbelastungen 
der Beschäftigten auf den We-
gen zur und von der Arbeit 

durch einen unzuverlässigen 
ÖPNV oder häufige Verkehrs-
staus weiter zu und verkürzen 
die Erholungsphasen. Wie 
könnte nach Ihrem Dafürhal-
ten eine Flexibilisierung der Ar-
beitszeiten und Arbeitsorte 
hier entgegenwirken? 

Simon Rock: Zum Stand 1. Ja-
nuar 2024 haben sich über alle 
Ressorts rund 20 800 unbesetz-
te Stellen aufsummiert, darun-
ter 16 884 im Beamtenbereich 
und 3 918 im Angestelltenbe-

reich. Das stellt eine erhebliche 
Verbesserung gegenüber dem 
1. Juli 2023 und auch gegen-
über dem 1. Januar 2023 dar. 
Wir werden zwar erst später 
sehen, ob wir von einer Trend-
wende sprechen können. Mög-
licherweise haben wir die Tal-
sohle aber durchschritten. Ich 
will aber auch nicht sagen, dass 

uns das zufriedenstellt. Ich per-
sönlich befürworte eine Flexi-
bilisierung der Arbeitszeiten 
und Arbeitsorte in den vielen 
Bereichen der öffentlichen Ver-
waltung, in denen es möglich 
ist, sehr.  Es kann die Beschäf-
tigten gut entlasten, wenn An-
fahrtswege wegfallen oder 
durch näher liegende Co-Wor-

Ministerpräsident Hendrik Wüst 
während des Gesprächs

Simon Rock, Landtagsabgeordneter und Ausschusssprecher der Grünen 
im Haushalts- und Finanzausschuss in der Geschäftsstelle des DBB NRW

Interview
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king-Spaces verringert werden. 
Gleichzeitig profitiert die Um-
welt. Vor wenigen Tagen wurde 
in Siegen, meiner Geburts-
stadt, ein zweiter Co-Working-
Standort des Landes eröffnet. 
Unabhängig von den Co-Wor-
king-Spaces steht vielen Be-
schäftigten bereits die Mög-
lichkeit des mobilen Arbeitens 
zur Verfügung. Das ist natür-
lich in einigen Berufen besser 
umsetzbar als in anderen. Eine 
Lehrkraft kann kein Homeoffice 
machen, aber für jemanden 
aus der Finanzverwaltung ist 
das zum Beispiel besser um-
setzbar. Dort, wo es geht, ar-
beiten wir als Koalition daran, 
die Rahmenbedingungen zu 
verbessern zum Beispiel durch 
geeignete IT-Systeme und  
E-Akten. Das geht nicht alles 
von heute auf morgen, aber ich 
bin der Überzeugung, dass die 
Richtung stimmt. Nicht zuletzt 
sind flexible Arbeitszeiten ein 
Hebel, um die allgemeine At-
traktivität des öffentlichen 
Dienstes und auch die Verein-
barkeit von Beruf und Familie, 
aber auch von Beruf und Ehren-
amt zu erhöhen.

NRW Magazin: Die Bundes-
sprecherin der Grünen-Jugend, 
Katharina Stolla, forderte kürz-
lich in der ZDF-Sendung „Mar-
kus Lanz“ perspektivisch die 
Einführung der 20-Stunden-
Arbeitswoche bei vollem 
Lohnausgleich. Welche Vor
bildfunktion kommt bei dieser 
Forderung, Ihrer Ansicht nach, 
dem öffentlichen Dienst als Ar-
beitgeber zu und wie stehen 
Sie in diesem Zusammenhang 
zur zeitnahen Reduzierung  
der wöchentlichen Arbeitszeit 
der Landesbeamtinnen und 
-beamten in NRW auf 39 Stun-
den pro Woche?

Simon Rock: Wir alle wissen, 
dass es zur DNA von Jugend-
verbänden gehört, auch mal 
provokante Forderungen auf-
zustellen. Aber zur Forderung 
der Gewerkschaften nach der 
39-Stunden-Woche: Die Ge-
werkschaften haben immer  
für mehr Lohn und geringere 
Arbeitszeiten gekämpft und 

seit dem 19. Jahrhundert viel 
erreicht. Das ist gut und begrü-
ßenswert. Wir müssen jedoch 
ehrlich sein und abwägen an-
gesichts des Fachkräfteman-
gels, des demografischen 
Wandels und der finanziellen 
Situation des Landes, die eine 
nennenswerte Reduzierung 
der Arbeitszeit derzeit leider 
nicht zulassen. Auch wenn ich 
die Forderung nach einer Redu-

zierung der wöchentlichen 
Arbeitszeit auf 39 Stunden 
nachvollziehen kann, sehe ich 
angesichts der derzeitigen 
Rahmenbedingungen leider 
keine Möglichkeit, dass wir das 
kurzfristig umgesetzt bekom-
men. Abgesehen von den be-
stehenden Aufgaben und den 
unbesetzten Stellen haben  
wir auch noch einige Zukunfts-
investitionen und Zukunftsauf-
gaben im Klimaschutz oder der 
Bildung vor uns, die der Staat 
auch umsetzen muss. 

NRW Magazin: Gegenwärtig 
wird viel über das „Jobrad“ 
und das „Deutschlandticket“ 
diskutiert. Ob längerer An-
fahrtszeiten und -wege durch 
ein unpassendes Nahverkehrs-
angebot bleibt für einen nicht 
unerheblichen Teil der Beschäf-
tigten jedoch das Auto weiter-
hin des Verkehrsmittel Num-
mer eins auf dem Weg zur 
Arbeit. Welche konkreten Mo-
bilitätsangebote könnten aus 
Ihrer Sicht die Situation der 
Pendlerinnen und Pendler 
kurzfristig verbessern? 

Simon Rock: In den Tarifver-
handlungen ist die Möglichkeit 

für das „Jobrad“ für Tarif
beschäftigte erkämpft wor- 
den, was ich ausdrücklich 
begrüße, weil Radfahren die 
beste Möglichkeit der Fortbe-
wegung auf kurzen Strecken 
ist: klimaneutral, gesundheits-
fördernd, günstig und schnell. 
Auch Staus und Unzulänglich-
keiten des ÖPNV werden so 
umgangen. Ein Zuschuss zum 
„Deutschlandticket“ wurde im 

TV-L nicht vereinbart, was ich 
persönlich bedaure. Die mo-
mentane Haushaltslage des 
Landes erschwert es leider ex
trem, den Zuschuss „on top“ zu 
bezahlen, zumal wir auch ganz 
klar gesagt haben, dass wir 
den Tarifabschluss für die Be-
schäftigten der Bundesländer 
1:1 übernehmen. 1:1 heißt zu 
100 Prozent, nicht zu 95 oder 
105 Prozent. Wenn wir über
legen, wo wir vor anderthalb 
Jahren standen, ist das 
„Deutschland-Ticket“ aber be-
reits eine erhebliche Verbesse-
rung für die Nutzer des ÖPNV: 
verbindliche Regeln, allgemein 
gültig und vergleichsweise 
günstig. Vorher hat man im 
VRR als Pendler gerne mal 
dreistellige Monatsbeträge 
bezahlt, jetzt könnte man the-
oretisch für 49 Euro über die 
Landesgrenzen und deutsch-
landweit unterwegs sein. Das 
Geld ist für die Nutzung des 
ÖPNV nicht mehr der limitie-
rende Faktor, sondern die Zeit 
und ein Stück weit auch die 
Zuverlässigkeit. Im ländlichen 
Raum und einigen städtischen 
Bereichen müssen wir noch et-
was tun und wir haben uns 
das vorgenommen, um die 

Mobilitätsangebote zu verbes-
sen. Immer mit dem Ziel einer 
klimaneutralen Landesverwal-
tung. Bei den Straßen gilt, dass 
wir als Koalition den Erhalt 
und die Sanierung der Straßen-
infrastruktur priorisieren. 
Jedoch schauen wir bei Aus-
schreibungen von Projekten 
nicht nur auf das günstigste 
Angebot, sondern auch auf 
den zügigen Abschluss der 
Maßnahme. Auch unterstüt-
zen wir die Kommunen bei der 
Vernetzung von Verkehrsträ-
gern, zum Beispiel durch den 
Ausbau von P+R-Parkplätzen  
in stadtnahen Bereichen für 
Pendler zum besseren Umstieg 
auf den großstädtischen ÖPNV.

NRW Magazin: Angesichts des 
demografischen Wandels wer-
den in den nächsten Jahren 
Zehntausende öffentlich Be-
schäftigte in den Ruhestand 
gehen. Bei zunehmender Ar-
beitsbelastung werden viele 
Stellen jedoch nicht mehr mit 
ausreichend qualifiziertem 
Personal besetzt werden kön-
nen. Welchen Beitrag können 
aus Ihrer Sicht die forcierte Di-
gitalisierung der Verwaltung 
und der Einsatz künstlicher 
Intelligenz (KI) zur Arbeitser-
leichterung für die öffentlich 
Beschäftigten leisten und wel-
che Maßnahmen werden von 
der Landesregierung derzeit 
umgesetzt?

Simon Rock: Machen wir uns 
nichts vor: Künstliche Intelli-
genz, wird in den nächsten 
Jahren und Jahrzehnten die 
Arbeitswelt mehr verändern, 
als wir uns das heute vorstel-
len können. Das wird auch am 
öffentlichen Dienst nicht vor-
beigehen. Angesichts des Fach-
kräftemangels sehe ich nicht, 
dass jemand deswegen Sorge 
um seinen Arbeitsplatz haben 
muss. Ich sehe eher im Gegen-
teil, dass künstliche Intelligenz 
entlasten und zur Verbesse-
rung der angespannten Perso-
nal- und Belastungssituation 
beitragen kann. KI wird uns vor 
Herausforderungen stellen, sie 
wird Investitionen benötigen, 
um die Anwendungsmöglich-

Simon Rock und Roland Staude
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keiten flächendeckend und da-
tenschutzkonform bereitstel-
len zu können. Wir sind als 
Land in der guten Position, von 
dieser Entwicklung zu profitie-
ren. Wir haben bereits eine 
Menge Expertise in diesem Be-
reich, beispielsweise in der 
Steuerverwaltung, um Steuer-
erklärungen automatisch zu 
bearbeiten und die Mitarbeiter 
in der Finanzverwaltung zu 
entlasten. Auch im neu ge-
gründeten Landesamt zur Be-
kämpfung der Finanzkrimina
lität wird KI eine große Rolle 
spielen und die Verfolgung die-
ser schweren Straftaten effek-
tiver gestalten. Daneben legen 
wir jedoch auch einen Fokus 
auf den weiteren Bürokratie-
abbau.

NRW Magazin:  Der öffentliche 
Dienst ist der Kitt, der die Ge-
sellschaft zusammenhält. 
Ohne seine Existenz würde das 
gesellschaftliche Zusammen
leben in unserem Land kaum 
funktionieren. Nicht nur Si-
cherheit, Soziales und Bildung 
wären gefährdet, ohne die 
Umsetzung der gesetzlichen 
Rahmenbedingungen unseres 
gesellschaftlichen Zusammen-
lebens durch die Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes wür-
den Willkür, Anarchie und Pro-
fitgier zu einem „Recht des 
Stärkeren“ führen. Hierfür ist 

hoch qualifiziertes und moti-
viertes Personal unerlässlich. 
In welchem Umfang sollte 
Ihrer Ansicht nach, die Besol-
dung der öffentlich Beschäf
tigten stärker an leistungs
orientierten Merkmalen 
ausgerichtet werden? In wel-
chem Umfang könnten berufs-
fachliche Weiterbildungen 
oder Mehrarbeit der Beschäf-
tigten durch ein flexibles Zula-
genwesen stärker gefördert 
werden?

Simon Rock: Wir arbeiten in-
tensiv an Änderungen im Lauf-
bahnrecht, das haben wir im 
Koalitionsvertrag vereinbart, 
das gehen wir jetzt auch an. 
Wir wollen so die beruflichen 
Weiterentwicklungsmöglich-
keiten verbessern und für be-
sonders engagierte Mitarbei
terinnen und Mitarbeiter 
schnellere Beförderungsmög-
lichkeiten vorsehen. Das ist für 
uns ein wichtiger Schritt, um 
den öffentlichen Dienst attrak-
tiver zu gestalten und zu flexi-
bilisieren. Darüber hinaus ha-
ben wir uns als Koalition 
vorgenommen, das Zulagen-
wesen zu überarbeiten. Da 
wurde in der Vergangenheit 
viel liegen gelassen. Im Rah-
men der bereits begonnenen 
Modernisierungsoffensive er-
arbeitet die Landesregierung 
gemeinsam mit den Gewerk-

schaften Handlungsvorschlä-
ge. Auch hier müssen wir ei-
nerseits dem angespannten 
Landeshaushalt Rechnung tra-
gen, gleichzeitig die Beschäf-
tigten entlasten und die At-
traktivität des öffentlichen 
Dienstes erhöhen.

NRW Magazin: Ein viel disku-
tiertes Thema auf allen Ebenen 
unserer Gewerkschaftsarbeit 
ist weiterhin das Abstandsge-
bot der Besoldung zur Grund
sicherung. Aus Sicht des DBB 
NRW wird dabei der Fokus zu 
sehr auf die monetäre Kompo-
nente gelegt und zu wenig auf 
die Arbeitsbedingungen. Gera-
de Beschäftigte „an der Front“ 
klagen über Schichtdienste, 
weite Arbeitswege, viele Kon-
fliktsituationen oder erhöhtes 
Gewaltpotenzial ihres Gegen-
übers. Wie würden Sie junge 
Erwachsene von einem Berufs-
leben im öffentlichen Dienst 
überzeugen?

Simon Rock: Ich bin der Auffas-
sung, dass die Arbeit im öffent-
lichen Dienst grundsätzlich 
sehr attraktiv ist: sichere Stelle, 
gute Arbeitsbedingungen und 
zudem wissen die Beschäftig-
ten, dass sie einen Dienst für 
die Gesellschaft erbringen. Ich 
finde, das ist eine nicht zu un-
terschätzende Motivation. Un-
sere Landesbeschäftigten sor-

gen für Sicherheit, Bildung und 
Steuergerechtigkeit. Weitere 
Verbesserungen – über Mobili-
tät und Flexibilität der Arbeits-
gestaltung bis zum Zulagenwe-
sen oder dem Laufbahnrecht 
– haben wir ja bereits umge-
setzt beziehungsweise sind da-
bei, es anzupacken, und haben 
ja auch noch einiges vor. Darü-
ber hinaus müssen wir uns 
auch darüber unterhalten, wie 
junge Menschen, junge Er-
wachsene gezielt angespro-
chen werden können, um über-
haupt auf den öffentlichen 
Dienst als attraktiver Arbeitge-
ber aufmerksam gemacht zu 
werden. Ich finde Influencer-
Kampagnen auf Social Media 
eine gute Maßnahme, genauso 
wie die Präsenz an Schulen 
oder auf Jobbörsen. Aber auch 
junge Menschen im ländlichen 
Raum können wir vom öffentli-
chen Dienst überzeugen, zum 
Beispiel in einer zentralisierten 
Oberbehörde zu arbeiten, 
wenn wir die Themen flexible 
Arbeitsorte oder Co-Working-
Spaces stärker in den Fokus 
rücken. Als letzten Gedanken 
möchte ich auch anmerken, 
dass der öffentliche Dienst at-
traktiv ist, wenn junge Men-
schen das Gefühl haben, ich 
kann in meiner Position was 
bewegen, ich kann auch was 
entscheiden, meine Expertise 
wird wertgeschätzt. � MM

Mehrleistung muss sich wieder lohnen

DBB NRW für mehr 
Leistungsanreize  
im öffentlichen Dienst 
Das Land Nordrhein-West
falen muss den Anspruch 
haben, auch die besten  
und klügsten Köpfe für den 
Landesdienst gewinnen zu 
können, um die staatliche 
Handlungsfähigkeit in Kern-
bereichen sicherzustellen. 
Dazu sind marktgerechte, 
wettbewerbsfähige Bedin-

gungen erforderlich. Nach 
Ansicht des Landesbundes 
Nordrhein-Westfalen des 
Deutschen Beamtenbundes 
und Tarifunion (DBB NRW) 
kann eine stärker leistungs-
orientierte Besoldung einen 
wichtigen Beitrag für eine 
Attraktivitätssteigerung des 
öffentlichen Dienstes leisten. 

Hierzu erklärt der 1. Vorsitzen-
de des DBB NRW, Roland Stau-
de: „Das Land muss von sei-
nen Möglichkeiten Gebrauch 

machen, besondere Leistun-
gen auch entsprechend besser 
zu honorieren. Dass bisher nur 
zwei Beamte überhaupt pro

2. Vorsitzender Stefan Behlau und  
1. Vorsitzender Roland Staude (von links)

Beamte
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fitiert haben, ist angesichts 
der Situation, die wir erleben, 
fragwürdig. Denn ein solches 
Anreizsystem kann helfen, 
den hohen Stand unbesetzter 
Stellen endlich zu verringern. 
Wir stehen ja nicht nur vor ei-
ner massiven Pensionierungs-
welle, zugleich wandert eine 
hohe Zahl von Beschäftigten 
in die Privatwirtschaft oder 
zum Bund ab. Das muss drin-
gend gestoppt werden, damit 
das Land handlungsfähig 
bleibt. Natürlich ist ein sol-

ches System auch mit Auf-
wand verbunden, weil es von 
den Vorgesetzten ein System 
zur Leistungsbeurteilung ver-
langt, weil ja nur bis zu 15 
Prozent in den Genuss kom-
men sollen. Aber wir als Be-
amtenbund halten das für 
machbar und wir befürworten 
alle in Betracht kommenden 
Leistungsanreize innerhalb 
der Belegschaft, weil wir Ver-
fechter eines dem Leistungs-
prinzip verpflichteten öffent
lichen Dienstes sind.“

Für den DBB NRW wirft zudem 
die stärkere Betonung der kind-
bezogenen Familienzuschläge 
die Frage auf, ob das Leistungs-
prinzip im Besoldungsgefüge 
noch hinreichend beachtet ist. 
Hierzu Roland Staude: „Dass 
das Land so stark auf Familien-
zuschläge setzt, ist aus seiner 
Sicht eine Sparmaßnahme. 
Denn diese fallen ja nur so 
lange an, wie die Kinder Kinder 
sind. Zudem sind die Familien-
zuschläge nicht versorgungs
relevant. Damit das Lohnab-

standsgebot aber gewahrt 
bleibt, plädieren wir für eine 
Erhöhung der Besoldung. Doch 
wir erleben in den Gesprächen 
mit dem Land vor allem finanz-
politische Kreativität. Natürlich 
sehen wir die Zwänge durch die 
angespannte Haushaltslage. 
Aber dass das Land nun bei der 
Frage der amtsangemessenen 
Alimentation als Idee auch das 
Partnereinkommen einbezie-
hen will, werden wir so nicht 
akzeptieren. Da muss mehr 
kommen.“� MM

Tagung der Arbeitsgruppe CDA/dbb in Düsseldorf

Land muss Herausforderungen meistern
Das erste Treffen der CDA/ 
dbb Arbeitsgemeinschaft un-
ter der Leitung des neuen Vor-
sitzenden Roland Staude fand 
als hybride Veranstaltung in 
der Geschäftsstelle des DBB 
NRW in Düsseldorf statt. Zu 
den Teilnehmenden gehörten 
unter anderem Karl-Josef 
Laumann, Bundesvorsitzender 
der CDA und Minister für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales 
des Landes NRW, sowie der 

dbb Bundesvorsitzende Ulrich 
Silberbach, der digital zuge-
schaltet war. Im Fokus der in-
tensiven Diskussionen stan-
den die sozialpolitische Lage 
auf Landes- und Bundesebe-
ne, die finanziellen Zustände 
des Landes, die Auswirkungen 
des demografischen Wandels 
und die spezifischen Heraus-
forderungen im öffentlichen 
Dienst sowie in bestimmten 
Industriezweigen.

Die Christlich-Demokratische 
Arbeitnehmerschaft (CDA) ist 
der sozialpolitische Flügel der 
CDU. Sie versteht sich als An-

wältin und Stimme der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitneh-
mer sowie ihrer Familien. 
� MM

Roland Staude überreicht Minister Laumann 
als Präsent die Festschrift „75 Jahre DBB NRW“.

Das Treffen fand in der Geschäftsstelle 
des DBB NRW in hybrider Form statt.

Gesellschaft

Veranstaltungshinweis
Im Vorfeld der am 9. Juni anstehenden Europawahl lädt der 
Stadtverband Düsseldorf zu einer Diskussionsveranstaltung  
mit Europapolitikern von CDU, SPD, FDP und den Grünen ein: 

am 22. April 2024 um 16.30 Uhr 
im Bürgersaal im Stadtteilzentrum Bilk,  
Bachstraße 145, 40217 Düsseldorf-Bilk

Thema: Rechtsruck bei der Europawahl 2024. Flüchtlings-, 
Migrations- sowie Außen- und Sicherheitspolitik. Soziales  

Europa – soziale Gerechtigkeit, Chancengleichheit und Schutz 
der Bürgerrechte. Digitalisierung und Cypersicherheit. 

Diesen und weiteren Fragen werden sich die Kandidatinnen und 
Kandidaten in kleinen Fragerunden (Round Tables) stellen. Nach 
der Diskussion sind alle Anwesenden zu einem kleinen Imbiss 
eingeladen. Der Stadtverband freut sich auf eine rege Teilnahme 
und wäre für eine kurze Rückmeldung per Mail dankbar: 

info@duesseldorf.dbb-nrw.de
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Das wesentliche wirtschaftliche
Merkmal des Vormärz war die
fortschreitende Industriali-
sierung. Der Übergang vom
Agrarstaat zum Industriestaat
brachte oft soziale Missstände
mit sich. Der Pauperismus, die
strukturell bedingte Armut
weiter Bevölkerungsteile,
wurde zu einer charakteristi-
schen Erscheinung dieser Zeit.
Der wirtschaftliche Fortschritt
zeigte sich auch im Abbau von
Zollgrenzen. 1818 schaffte
Preußen die Zölle für Handels-
waren zwischen seinen eigenen
Provinzen ab. 1834 gründeten
mehrere Staaten gemeinsam
mit Preußen den Deutschen
Zollverein. 1835 fuhr mit der
„Adler“ die erste Lokomotive
in Deutschland von Nürnberg
nach Fürth. Das wachsende
Eisenbahnnetz und weitere
bedeutende technische Ent-
wicklungen, wie Dampfschiff-
fahrt und Telegrafie verbanden
die deutschen Staaten und
sorgten dafür, dass Nachrichten,
Personen undWaren innerhalb
von Tagen oder schneller ihr
Ziel erreichten und nicht mehr
innerhalb vonWochen.

In der damals zum Königreich
Bayern gehörigen Rheinpfalz
fand vom 27. Mai bis zum 1. Juni
1832 auf dem gleichnamigen
Schloss das Hambacher Fest
statt. Die Veranstaltung gilt als
Höhepunkt bürgerlicher Oppo-
sition. Forderungen der Festteil-
nehmer nach nationaler Einheit,
Freiheit und Volkssouveränität
hatten ihreWurzeln im steten
Widerstand gegen die Restaura-
tion des Deutschen Bundes.

Märzrevolution 1848

Von Frankreich ausgehend er-
schütterten ab Frühjahr 1848
revolutionäre Unruhen weite
Teile des europäischen Konti-
nents. Zentrale Anliegen der
Aufstandsbewegungen waren
die Schaffung von Nationalstaa-
ten sowie die Veränderung der
dynastischen Herrschaftssyste-
me und der sozialen Ordnung.
Ende Februar 1848 erreichte die
Revolution Deutschland.

Vielerorts kam es zu Volks-
versammlungen, auf denen
unterschiedliche politische,
wirtschaftliche und soziale For-
derungen gestellt wurden. Die
Bevölkerungsmehrheit in den
deutschen Staaten unterstützte
die von liberaler und demokrati-
scher Seite erhobenen „März-
forderungen“. Sie umfassten
Presse-, Vereins- und Versamm-
lungsfreiheit, nationale Einheit
und Freiheit waren weitere
Hauptforderungen der Revolu-
tion von 1848/49,wie auch die
Einberufung eines „deutschen
Parlamentes“. Symbolisiert
wurde derWunsch nach einem
freiheitlich verfassten Natio-
nalstaat durch die Farben der
deutschen Nationalbewegung
„Schwarz-Rot-Gold “.
NachdemVersuche scheiterten,

die Bewegung niederzuschla-
gen,machten die Monarchen
unter dem Druck der Ereig-
nisse zunächst Zugeständnisse
im liberalen Sinne und gaben
konstitutionelle Versprechun-
gen. Die Einsetzungen reform-
williger Ministerien in den
deutschen Staaten sollten die
revolutionären Bestrebungen
eindämmen. Nach blutigen
Barrikadenkämpfen in Berlin
erklärte der preußische König
FriedrichWilhelm IV. am 21.
März 1848, dass Preußen fort-
an in Deutschland aufgeht.
Damit schien derWeg für die
Verwirklichung eines National-
staates frei zu sein. Um ein ge-
eintes Staatswesen zu formen,
tagte ab dem 18.Mai 1848 die
erste frei gewählte deutsche
Volksvertretung in der Frank-
furter Paulskirche.Die 585
Parlamentarier waren von
wirtschaftlich unabhängigen
Männern nach unterschied-
lichenWahlverfahren in den
Einzelstaaten gewählt. Rund 75
Prozent der männlichen Deut-
schen waren wahlberechtigt.
Frauen besaßen weder aktives
noch passivesWahlrecht.

Fraktionen bilden sich aus

Nach Zusammentritt der Natio-
nalversammlung formierte sich
die Mehrheit der Abgeordneten
zu politischen Gruppierun-
gen. Konservative wollten die
Rechte der Monarchie ge-
wahrt sehen. Als gemäßigte
Liberale befürworteten die
meisten Abgeordneten eine
konstitutionelle Monarchie mit
eingeschränktemWahlrecht.
Demgegenüber forderte die
Mehrheit der Demokraten eine
parlamentarische Republik. Auf
fraktionsübergreifende Zustim-
mung stieß der im Dezember

1848 von der Nationalver-
sammlung verabschiedete
Grundrechtekatalog. Er sollte
das rechtsstaatliche und frei-
heitliche Fundament des
neuen Nationalstaates bilden:
Gleichheit vor dem Gesetz,
Presse-,Meinungs-, Versamm-
lungs- und Glaubensfreiheit,
Unverletzlichkeit der Person,
derWohnung und des Eigen-
tums sowie der Schutz vor
staatlicherWillkür sollten
gewährleistet werden. Die
individuelle und staatsbürger-
liche Freiheit garantierenden
Grundrechte wurden Bestand-
teil der am 27.März 1849 von
der Nationalversammlung
verabschiedeten „Verfassung
des Deutschen Reiches“.

„Ludergeruch der Revolution“

Die „Verfassung des Deut-
schen Reiches“ sah einen
Nationalstaat auf Basis einer
konstitutionellen Erbmon-
archie vor. An der Spitze des
Bundesstaates sollte ein Kai-
ser stehen. Ein demokratisch
gewähltes Volkshaus und ein
föderativ strukturiertes Staa-
tenhaus sollten gemeinsam
den Reichstag bilden.

Am 28. März 1849 wählten die
Abgeordneten mit knapper
Mehrheit König Friedrich
Wilhelm IV. von Preußen zum
„Kaiser der Deutschen“. Mit
ihrer Verkündung war die Ver-
fassung aus Sicht der Natio-
nalversammlung rechtsgültig.
Dreißig Regierungen und die
große Mehrheit der Volksver-
tretungen erklärten ihre Zu-
stimmung. FriedrichWilhelm
IV. lehnte die ihm angebotene
Kaiserkrone jedoch ab, da ihr
der „Ludergeruch der Revolu-
tion“ anhafte.

Zugleich erkannten vor allem
die größeren Staaten Österreich,
Preußen, Bayern, Hannover und
Sachsen die „revolutionäre“
Reichsverfassung nicht an. Statt-
dessen bekämpften sie aktiv die
Verfassung und die National-
versammlung. Ihrer Meinung
nach musste eine deutsche
Verfassung mit ihnen vereinbart
werden. Außerdem fanden viele
konservative Regierungen die
Frankfurter Reichsverfassung zu
liberal.

Der Versuch, einen konstitutio-
nell verfassten Nationalstaat
auf parlamentarischemWeg
zu gründen,war damit ge-
scheitert. Radikaldemokratische
Kräfte versuchten daraufhin,
die Reichsverfassung auch mit
den Mitteln des bewaffneten

Kampfes durchzusetzen. Die
militärische Niederschlagung
der „Reichsverfassungskampag-
ne“ im Juli 1849 besiegelte das
Ende der Revolution in Deutsch-
land. Zahlreiche Revolutionäre,
unter ihnen Parlamentarier der
Paulskirche, flohen vor politi-
scher Verfolgung ins Ausland,
überwiegend nach England.

Die Frankfurter Reichsver-
fassung war die erste gesamt-
deutsche und demokratische
Staatsverfassung und schuf die
Grundlagen für den Parlamen-
tarismus in Deutschland. In den
darauffolgenden Jahrzehnten
inspirierte sie Politiker und hatte
Einfluss auf Landesverfassungen
und gesamtdeutsche Verfassun-
gen, das gilt vor allem für ihren
modernen Grundrechtekatalog.

Um Zeit zu gewinnen:

König FriedrichWilhelm IV. von

Preußen stellte sich selbst zunächst

noch an die Spitze der Revolution

„Vor dem Gesetz gilt

kein Unterschied der

Stände. Der Adel als

Stand ist aufgehoben.“

wurde auch Grundlage

späterer Verfassungen

„Zwischen mir und mein Volk soll sich kein
Blatt Papier drängen“- Friedrich-Wilhelm IV.,Verfassungsgegener und von Gottes GnadenKönig von Preußen, versucht mit Hilfe des
Militärs die Abgeordneten mit ihrer Verfas-
sungspetition vor der Türe zu halten (1848).

Barrikadenkämpfe auf dem Berliner Alexanderplatz in der Nacht zum 19. März 1848 Sitzung der Deutschen Nationalversammlung in der Paulskirche zu Frankfurt

Einzug der Abgeordneten, 18. Mai 1848

Dieser Artikel entstand anlässlich des
175. Jubiläums der „Paulskirchenver-
fassung“ mit Hilfe von Beiträgen der
Bundeszentrale für Politische Bildung
und des Deutschen Bundestages.

Märzkämpfe am 18. und
19. März 1848 in Berlin

Ein wandlungsfähiger
FriedrichWilhelm IV. ließ
zwecks Machterhalt erst
auf die Demonstranten

schießen, stellte sich dann
selbst an die Spitze der

Revolution, um nach einem
Jahr die Bewegung wieder

zu unterdrücken.

Fortsetzung aus letzter Ausgabe - 175 Jahre Paulskirchenverfassung
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Das wesentliche wirtschaftliche
Merkmal des Vormärz war die
fortschreitende Industriali-
sierung. Der Übergang vom
Agrarstaat zum Industriestaat
brachte oft soziale Missstände
mit sich. Der Pauperismus, die
strukturell bedingte Armut
weiter Bevölkerungsteile,
wurde zu einer charakteristi-
schen Erscheinung dieser Zeit.
Der wirtschaftliche Fortschritt
zeigte sich auch im Abbau von
Zollgrenzen. 1818 schaffte
Preußen die Zölle für Handels-
waren zwischen seinen eigenen
Provinzen ab. 1834 gründeten
mehrere Staaten gemeinsam
mit Preußen den Deutschen
Zollverein. 1835 fuhr mit der
„Adler“ die erste Lokomotive
in Deutschland von Nürnberg
nach Fürth. Das wachsende
Eisenbahnnetz und weitere
bedeutende technische Ent-
wicklungen, wie Dampfschiff-
fahrt und Telegrafie verbanden
die deutschen Staaten und
sorgten dafür, dass Nachrichten,
Personen undWaren innerhalb
von Tagen oder schneller ihr
Ziel erreichten und nicht mehr
innerhalb vonWochen.

In der damals zum Königreich
Bayern gehörigen Rheinpfalz
fand vom 27. Mai bis zum 1. Juni
1832 auf dem gleichnamigen
Schloss das Hambacher Fest
statt. Die Veranstaltung gilt als
Höhepunkt bürgerlicher Oppo-
sition. Forderungen der Festteil-
nehmer nach nationaler Einheit,
Freiheit und Volkssouveränität
hatten ihreWurzeln im steten
Widerstand gegen die Restaura-
tion des Deutschen Bundes.

Märzrevolution 1848

Von Frankreich ausgehend er-
schütterten ab Frühjahr 1848
revolutionäre Unruhen weite
Teile des europäischen Konti-
nents. Zentrale Anliegen der
Aufstandsbewegungen waren
die Schaffung von Nationalstaa-
ten sowie die Veränderung der
dynastischen Herrschaftssyste-
me und der sozialen Ordnung.
Ende Februar 1848 erreichte die
Revolution Deutschland.

Vielerorts kam es zu Volks-
versammlungen, auf denen
unterschiedliche politische,
wirtschaftliche und soziale For-
derungen gestellt wurden. Die
Bevölkerungsmehrheit in den
deutschen Staaten unterstützte
die von liberaler und demokrati-
scher Seite erhobenen „März-
forderungen“. Sie umfassten
Presse-, Vereins- und Versamm-
lungsfreiheit, nationale Einheit
und Freiheit waren weitere
Hauptforderungen der Revolu-
tion von 1848/49,wie auch die
Einberufung eines „deutschen
Parlamentes“. Symbolisiert
wurde derWunsch nach einem
freiheitlich verfassten Natio-
nalstaat durch die Farben der
deutschen Nationalbewegung
„Schwarz-Rot-Gold “.
NachdemVersuche scheiterten,

die Bewegung niederzuschla-
gen,machten die Monarchen
unter dem Druck der Ereig-
nisse zunächst Zugeständnisse
im liberalen Sinne und gaben
konstitutionelle Versprechun-
gen. Die Einsetzungen reform-
williger Ministerien in den
deutschen Staaten sollten die
revolutionären Bestrebungen
eindämmen. Nach blutigen
Barrikadenkämpfen in Berlin
erklärte der preußische König
FriedrichWilhelm IV. am 21.
März 1848, dass Preußen fort-
an in Deutschland aufgeht.
Damit schien derWeg für die
Verwirklichung eines National-
staates frei zu sein. Um ein ge-
eintes Staatswesen zu formen,
tagte ab dem 18.Mai 1848 die
erste frei gewählte deutsche
Volksvertretung in der Frank-
furter Paulskirche.Die 585
Parlamentarier waren von
wirtschaftlich unabhängigen
Männern nach unterschied-
lichenWahlverfahren in den
Einzelstaaten gewählt. Rund 75
Prozent der männlichen Deut-
schen waren wahlberechtigt.
Frauen besaßen weder aktives
noch passivesWahlrecht.

Fraktionen bilden sich aus

Nach Zusammentritt der Natio-
nalversammlung formierte sich
die Mehrheit der Abgeordneten
zu politischen Gruppierun-
gen. Konservative wollten die
Rechte der Monarchie ge-
wahrt sehen. Als gemäßigte
Liberale befürworteten die
meisten Abgeordneten eine
konstitutionelle Monarchie mit
eingeschränktemWahlrecht.
Demgegenüber forderte die
Mehrheit der Demokraten eine
parlamentarische Republik. Auf
fraktionsübergreifende Zustim-
mung stieß der im Dezember

1848 von der Nationalver-
sammlung verabschiedete
Grundrechtekatalog. Er sollte
das rechtsstaatliche und frei-
heitliche Fundament des
neuen Nationalstaates bilden:
Gleichheit vor dem Gesetz,
Presse-,Meinungs-, Versamm-
lungs- und Glaubensfreiheit,
Unverletzlichkeit der Person,
derWohnung und des Eigen-
tums sowie der Schutz vor
staatlicherWillkür sollten
gewährleistet werden. Die
individuelle und staatsbürger-
liche Freiheit garantierenden
Grundrechte wurden Bestand-
teil der am 27.März 1849 von
der Nationalversammlung
verabschiedeten „Verfassung
des Deutschen Reiches“.

„Ludergeruch der Revolution“

Die „Verfassung des Deut-
schen Reiches“ sah einen
Nationalstaat auf Basis einer
konstitutionellen Erbmon-
archie vor. An der Spitze des
Bundesstaates sollte ein Kai-
ser stehen. Ein demokratisch
gewähltes Volkshaus und ein
föderativ strukturiertes Staa-
tenhaus sollten gemeinsam
den Reichstag bilden.

Am 28. März 1849 wählten die
Abgeordneten mit knapper
Mehrheit König Friedrich
Wilhelm IV. von Preußen zum
„Kaiser der Deutschen“. Mit
ihrer Verkündung war die Ver-
fassung aus Sicht der Natio-
nalversammlung rechtsgültig.
Dreißig Regierungen und die
große Mehrheit der Volksver-
tretungen erklärten ihre Zu-
stimmung. FriedrichWilhelm
IV. lehnte die ihm angebotene
Kaiserkrone jedoch ab, da ihr
der „Ludergeruch der Revolu-
tion“ anhafte.

Zugleich erkannten vor allem
die größeren Staaten Österreich,
Preußen, Bayern, Hannover und
Sachsen die „revolutionäre“
Reichsverfassung nicht an. Statt-
dessen bekämpften sie aktiv die
Verfassung und die National-
versammlung. Ihrer Meinung
nach musste eine deutsche
Verfassung mit ihnen vereinbart
werden. Außerdem fanden viele
konservative Regierungen die
Frankfurter Reichsverfassung zu
liberal.

Der Versuch, einen konstitutio-
nell verfassten Nationalstaat
auf parlamentarischemWeg
zu gründen,war damit ge-
scheitert. Radikaldemokratische
Kräfte versuchten daraufhin,
die Reichsverfassung auch mit
den Mitteln des bewaffneten

Kampfes durchzusetzen. Die
militärische Niederschlagung
der „Reichsverfassungskampag-
ne“ im Juli 1849 besiegelte das
Ende der Revolution in Deutsch-
land. Zahlreiche Revolutionäre,
unter ihnen Parlamentarier der
Paulskirche, flohen vor politi-
scher Verfolgung ins Ausland,
überwiegend nach England.

Die Frankfurter Reichsver-
fassung war die erste gesamt-
deutsche und demokratische
Staatsverfassung und schuf die
Grundlagen für den Parlamen-
tarismus in Deutschland. In den
darauffolgenden Jahrzehnten
inspirierte sie Politiker und hatte
Einfluss auf Landesverfassungen
und gesamtdeutsche Verfassun-
gen, das gilt vor allem für ihren
modernen Grundrechtekatalog.

Um Zeit zu gewinnen:

König FriedrichWilhelm IV. von

Preußen stellte sich selbst zunächst

noch an die Spitze der Revolution

„Vor dem Gesetz gilt

kein Unterschied der

Stände. Der Adel als

Stand ist aufgehoben.“

wurde auch Grundlage

späterer Verfassungen

„Zwischen mir und mein Volk soll sich kein
Blatt Papier drängen“- Friedrich-Wilhelm IV.,Verfassungsgegener und von Gottes GnadenKönig von Preußen, versucht mit Hilfe des
Militärs die Abgeordneten mit ihrer Verfas-
sungspetition vor der Türe zu halten (1848).

Barrikadenkämpfe auf dem Berliner Alexanderplatz in der Nacht zum 19. März 1848 Sitzung der Deutschen Nationalversammlung in der Paulskirche zu Frankfurt

Einzug der Abgeordneten, 18. Mai 1848

Dieser Artikel entstand anlässlich des
175. Jubiläums der „Paulskirchenver-
fassung“ mit Hilfe von Beiträgen der
Bundeszentrale für Politische Bildung
und des Deutschen Bundestages.

Märzkämpfe am 18. und
19. März 1848 in Berlin

Ein wandlungsfähiger
FriedrichWilhelm IV. ließ
zwecks Machterhalt erst
auf die Demonstranten

schießen, stellte sich dann
selbst an die Spitze der

Revolution, um nach einem
Jahr die Bewegung wieder
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Fortsetzung aus letzter Ausgabe - 175 Jahre Paulskirchenverfassung
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DBB NRW Magazin Jugend

Parlamentarischer Abend in Düsseldorf
Rahmenbedingungen für eh-
renamtliches Engagement und 
Attraktivität des öffentlichen 
Dienstes: zwei Themen, die bei 
der dbb jugend nrw derzeit be-
sonders im Fokus stehen. Was 
der gewerkschaftliche Jugend-
dachverband hier an Verbesse-
rungsmöglichkeiten sieht, war 
Thema beim Parlamentarischen 
Abend „Meet & Greet – Jugend 
trifft Politik“ Ende Februar im 
Düsseldorfer Maxhaus. Zu den 
prominenten Gästen gehörten 
die Staatssekretärin für Sport 
und Ehrenamt, Andrea Milz, so-
wie Düsseldorfs Oberbürger-
meister Dr. Stephan Keller.

Ohne das ehrenamtliche Enga-
gement Millionen Freiwilliger 
würde vieles in diesem Land 
nicht funktionieren: In kleinen 
Orten würde niemand mehr 
Brände löschen. Geflüchtete 
hätten es schwerer, sich im 
Land zurechtzufinden. Bedürf-
tige müssten häufiger hun-
gern, Obdachlose hätten weni-
ger Hilfe, alte Menschen wären 
einsamer. Vielen Kindern wür-
de niemals vorgelesen. Es gäbe 
kaum Trainerinnen, kaum 
Schiedsrichter, kein Vereinsle-
ben. Nicht mal Wahlen könn-

ten stattfinden, weil niemand 
da wäre, der Stimmzettel aus-
zählt. Auch gewerkschaftliche 
Arbeitnehmervertretung ruht 
auf den Schultern unzähliger 
ehrenamtlich Engagierter. 
Kurzum: Ohne ehrenamtliches 
Engagement würde die Gesell-
schaft nicht funktionieren – 
sie würde zusammenfallen 
wie ein Kartenhaus.

Doch die Bedingungen für eh-
renamtliches Tun sind alles an-
dere als optimal. Insbesondere 
ehrenamtliche Gewerkschafter 
sieht die dbb jugend nrw hier 
benachteiligt. Zwar sind die 
Aufwandsentschädigungen al-
ler freiwillig Tätigen bis zu einer 
Höhe von 3 000 Euro steuerfrei. 
Ehrenamtliche Gewerkschafter 
sind von dieser Steuerbefreiung 

allerdings explizit ausgenom-
men. Auch fehlt für ehrenamt-
lich Aktive im öffentlichen 
Dienst ein Rechtsanspruch auf 
Sonderurlaub für ihr freiwilliges 
Engagement. Zwar ist Sonder-
urlaub für derartige Zwecke 
möglich – doch diesen zu ge-
währen liegt im Ermessen des 
Arbeitgebers bzw. Dienstherrn. 
Und hier werden allzu oft 
dienstliche Gründe angemel-
det, die der Genehmigung von 
Sonderurlaub angeblich entge-
genstehen.

Was die dbb jugend nrw über-
dies moniert: „Durch das Eh-
renamt werden häufig beson-
dere Kompetenzen erworben, 
die bislang in der beruflichen 
Entwicklung keine Rolle spielen, 
obwohl sie für den Beruf von 

Relevanz sein können“, sagt 
Landesjugendleiterin Susanne 
Aumann. Darum zielt eine For-
derung des gewerkschaftlichen 
Jugenddachverbandes darauf 
ab, solche Kompetenzen im öf-
fentlichen Dienst bei den Zulas-
sungsvoraussetzungen sowie 
Stellenprofilen anzuerkennen 
oder diese bei Einstellung ent-
sprechend in der Zuordnung 
nach Erfahrungsstufen zu be-
rücksichtigen.

Diese und weitere Punkte,  
die der gewerkschaftliche Ju-
genddachverband in seinen 
Positionspapieren zum Thema 
„Ehrenamt“ und zum Thema 
„Attraktiver öffentlicher 
Dienst“ gesammelt hat, trug 
die dbb jugend nrw beim Par-
lamentarischen Abend „Meet 
& Greet – Jugend trifft Politik“ 
auch an die Vertreter/innen 
aus der Politik heran. Hierzu 
gehörten neben der Staats
sekretärin für Sport und Eh-
renamt, Andrea Milz, und 
Düsseldorfs Oberbürgermeis-
ter Dr. Stephan Keller auch 
Vertreter/innen des nord-
rhein-westfälischen Landtags 
sowie der Jugendorganisa
tionen der Parteien.� MK

Zu ihrem Parlamentarischen Abend „Meet & Greet – Jugend 
trifft Politik“ begrüßte die dbb jugend nrw einmal mehr Ver-
treter/innen aus der Politik im Düsseldorfer Maxhaus.
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